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Bürgerbeauftragte informiert über wichtige Änderungen im Sozialrecht im 

Jahr 2019 

Zahlreiche Änderungen im Sozialrecht werden zu Beginn des Jahres 2019 für die Bürger 

von großer Bedeutung sein. Die Bürgerbeauftragte für soziale Angelegenheiten des Landes 

Schleswig-Holstein, Samiah El Samadoni, gibt einen Überblick: 

 

Änderungen bei der Grundsicherung für Arbeitssuchende („Hartz IV“): 

Erhöhung der Regelsätze: Zum 1. Januar 2019 erhöht sich der Regelsatz für alleinstehende und 

alleinerziehende Personen von 416 Euro auf 424 Euro im Monat. Ehegatten und Lebenspartner 

erhalten statt 374 Euro künftig 382 Euro. Der Regelsatz für Jugendliche (vom 14. bis zum 

18. Geburtstag) erhöht sich um 6 Euro auf 322 Euro. Für Kinder vom 6. bis zum 14. Geburtstag 

werden statt 296 Euro ab Januar 302 Euro geleistet. Kleinkinder bis zum 6. Geburtstag bekommen 

5 Euro mehr als bisher und damit 245 Euro. Erwachsene mit einer Behinderung, die in einer 

stationären Einrichtung leben, sowie nichterwerbsfähige Erwachsene unter 25 Jahren, die im 

elterlichen Haushalt wohnen, erhalten weiter einen geringeren Regelsatz. Statt 332 Euro beträgt 

dieser ab Januar aber 339 Euro. 

 

Unterstützung von Langzeitarbeitslosen: Zum 1. Januar 2019 werden durch das sog. 

„Teilhabechancengesetz“ zwei neue Möglichkeiten zur Förderung von Langzeitarbeitslosen auf 

dem allgemeinen und sozialen Arbeitsmarkt geschaffen. Für Personen, die sechs Jahre lang 

Arbeitslosengeld II („Hartz IV“) bezogen haben, erhalten künftige Arbeitgeber in den ersten beiden 

Jahren einer Anstellung einen Lohnkostenzuschuss von 100 Prozent. In jedem weiteren Jahr wird 

dieser Zuschuss um 10 Prozentpunkte gekürzt. Die Dauer der Förderung soll maximal fünf Jahre 

betragen und sieht zusätzlich ein begleitendes Coaching für die Beschäftigten und Arbeitgeber vor. 

Für Personen, die Arbeitslosengeld II beziehen und seit mindestens zwei Jahren arbeitssuchend 

sind, kann künftig für sozialversicherungspflichtige Beschäftigungen ebenfalls ein 
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Lohnkostenzuschuss gewährt werden. Dieser beträgt im ersten Jahr der Anstellung 75 Prozent, im 

zweiten Jahr sind es 50 Prozent. 

 

Änderungen in der Arbeitsförderung:  

Beitrag zur Arbeitslosenversicherung: Der Beitragssatz sinkt zum 1. Januar 2019 von 3 Prozent 

auf 2,5 Prozent des Bruttoeinkommens. 

 

Bessere Förderung: Beschäftigte erhalten künftig eine bessere Weiterbildungsförderung 

unabhängig von Qualifikation, Lebensalter und Betriebsgröße, wenn sie infolge des digitalen 

Strukturwandels Weiterbildungsbedarf haben oder in sonstiger Weise vom Strukturwandel 

betroffen sind. Darüber hinaus werden einzelne Förderleistungen verbessert: Neben der Zahlung 

von Weiterbildungskosten werden die Möglichkeiten für Zuschüsse zum Arbeitsentgelt bei einer 

Weiterbildung erweitert. Beides ist jedoch grundsätzlich an eine Kofinanzierung durch den 

Arbeitgeber gebunden und in der Höhe abhängig von der Unternehmensgröße. 

 

Änderungen in der Sozialhilfe (SGB XII):  

Erhöhung der Regelsätze: Auch in der Sozialhilfe gelten ab Januar 2019 die erhöhten 

Regelsätze, die den Beträgen bei der Grundsicherung für Arbeitssuchende entsprechen. So 

erhalten zum Beispiel auch Menschen im Rentenalter oder Personen mit einer vollen 

Erwerbsminderung künftig einen Regelsatz von 424 Euro statt 416 Euro, wenn sie alleinstehend 

oder alleinerziehend sind. 

 

Änderungen in der gesetzlichen Krankenversicherung: 

Paritätische Beiträge: Ab Januar 2019 werden die Beiträge zur Krankenversicherung wieder in 

gleichem Maße von Arbeitgebern und Beschäftigten geleistet. Der kassenabhängige Zusatzbeitrag 

wird damit künftig ebenfalls paritätisch finanziert. 

 

Beitragsentlastung für Selbständige: Selbstständige, die in der gesetzlichen Krankenkasse 

freiwillig versichert sind, werden ab dem kommenden Jahr bei den Mindestbeiträgen den übrigen 

freiwillig Versicherten gleichgestellt. Es gilt dann eine einheitliche Mindestbemessungsgrundlage 

von 1.038,33 Euro. Bislang wird hauptberuflich Selbständigen ein fiktives Mindesteinkommen von 

2.283,50 Euro unterstellt. Künftig wird deren Mindestbeitrag damit mehr als halbiert, auf rund 

160 Euro im Monat. Zudem ist es für die Beitragsbemessung dann nicht mehr erforderlich, 

zwischen haupt- und nebenberuflich Selbstständigen zu unterscheiden. 
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Erweitertes Angebot bei den Terminservicestellen: Voraussichtlich ab April 2019 können sich 

Versicherte auch zur Terminvermittlung zu Haus- und Kinderärzten und wegen einer Unterstützung 

bei der Suche nach dauerhaft versorgenden Haus-, Kinder- und Jugendärzten an die 

Servicestellen wenden. Die Terminservicestellen sollen dafür neben der Telefonzentrale auch ein 

Online-Angebot einrichten. 

 

HIV-Prophylaxe: Versicherte mit einem substantiellen HIV-Infektionsrisiko sollen ab Frühjahr 2019 

einen Anspruch auf die sogenannten „Präexpositionsprophylaxe“ (PrEP) erhalten. Erforderliche 

ärztliche Beratungen, Untersuchungen und Arzneimittel werden von den Kassen dann erstattet. 

 

Künstliche Befruchtung: Ebenfalls ab Frühjahr 2019 soll der Anspruch auf eine künstliche 

Befruchtung um die Kryokonservierung von Keimzellgewebe, Ei- und Samenzellen erweitert 

werden, wenn eine keimzellschädigende Behandlung (z. B. bei einer Krebserkrankung) zu 

Fertilitätsverlust führen könnte und die Kryokonservierung erforderlich ist, um eine künstliche 

Befruchtung zu ermöglichen. 

 

Änderungen in der gesetzlichen Rentenversicherung: 

Verbesserung bei der Erwerbsminderungsrente: Die sogenannte „Zurechnungszeit“ wird für 

künftige Renten wegen Erwerbsminderung ab dem Jahr 2019 auf 65 Jahre und acht Monate 

angehoben. Anschließend wird sie entsprechend der Anhebung der Regelaltersgrenze auf 67 

Jahre verlängert. Bislang müssen Betroffene Rentenabschläge von häufig über 10,00 Prozent in 

Kauf nehmen – vergleichbar mit Menschen, die freiwillig eine vorzeitige Rente beanspruchen. 

 

Anpassung der „Mütterrente“: Mütter – in seltenen Fällen stattdessen auch Väter – von Kindern, 

die vor 1992 geboren sind, erhalten bislang nur zwei Jahre statt drei Jahren Erziehungszeit für ihre 

Rentenansprüche angerechnet. Künftig wird es einen halben weiteren Rentenpunkt geben - 

entgegen den ursprünglichen Plänen im Koalitionsvertrag zwischen Union und SPD, die noch 

einen ganzen Rentenpunkt vorgesehen hatten.  

 

Änderungen in der sozialen Pflegeversicherung: 

Erhöhung der Beiträge: Zum 1. Januar 2019 werden die Beiträge zur Pflegeversicherung um 

0,5 Prozentpunkte angehoben. Kinderlose Versicherte zahlen dann 3,30 Prozent des 

Bruttoeinkommens in die Pflegeversicherung, für Beitragszahler mit Kindern sind es 3,05 Prozent. 
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Änderungen in der Kinder- und Jugendhilfe:  

Erhöhung der Pflegepauschale: Die monatliche Pauschale für den Unterhalt von Pflegekindern 

erhöht sich in Schleswig-Holstein für Kinder vom 12. bis zum 18. Geburtstag um 33 Euro auf 954 

Euro. Vom 6. bis zum 12. Geburtstag werden künftig 889 Euro gezahlt; bislang sind es 837 Euro. 

Für kleinere Kinder sind ab Januar 2019 805 Euro statt 762 Euro vorgesehen. 

 

Änderungen beim Kindergeld: 

Höheres Kindergeld: Ab dem 1. Juli 2019 steigt das Kindergeld in der um 10,00 € monatlich. 

Eltern bekommen dann 204 Euro statt 194 Euro für das erste und zweite Kind. Beim dritten Kind 

werden es künftig 210 Euro, für jedes weitere Kind werden 235 Euro gezahlt. Bereits zum 

1. Januar 2019 erhöht sich der Kinderfreibetrag von 7.428 Euro auf 7.620 Euro im Jahr. Auf diese 

Summe wird für Eltern keine Einkommenssteuer fällig. 


